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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 21 Abs. 7 in Verbindung mit 
§ 77 Abs. 7 des Zollgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. Mai 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 529), geändert durch das 
Dreizehnte Gesetz zur Änderung des Zollgesetzes vom 8. März 
1971 (Bundesgesetzbl. I S. 165), die von der Bundesregierung 
erlassene 

Verordnung über die Erhebung einer Ausgleichs- 
abgabe zur Sicherung der deutschen Landwirtschaft 


mit Begründung. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen. 

Die Verordnung wurde am 15. Mai 1971 im Bundesegesetz- 
blatt II S. 233 verkündet. 

Der Herr Präsident des Bundesrates hat ein gleichlautendes 
Schreiben erhalten. 


Brandt 
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Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Verordnung 

über die Erhebung einer Ausgleichsabgabe zur Sicherung 
der deutschen Landwirtschaft 

Vom 14. Mai 1971 


Auf Grund des § 21 Abs. 2 Nr. 4 Buchstabe f des 
Zollgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. Mai 1970 (Bundesgestzbl. I S. 529), geän- 
dert durch das Dreizehnte Gesetz zur Änderung des 
Zollgesetzes vom 8. März 1971 (Bundesgesetzbl. I 
S. 165), verordnet die Bundesregierung: 


§ 1 

(1) Für in § 21 Abs. 2 Nr. 4 Buchstabe f Doppel- 
buchstabe cc des Zollgesetzes aufgeführte Waren, 
für die nach der Verordnung (EWG) Nr. 974/71 des 
Rates vom 12. Mai 1971 (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften vom 12. Mai 1971 Nr. L 106) Aus- 
gleichsbeträge zugelassen und von der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften festgesetzt sind, 
werden diese Ausgleichsbeträge als Angleichungs- 
zoll erhoben. 

(2) Soweit in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft nachweislich 
für dieselbe Ware bereits Ausgleichsbeträge auf 
Grund der in Absatz 1 angeführten Verordnung er- 
hoben worden sind, mindert sich die Angleichungs- 
zollschuld um diesen Betrag. 

(3) Der Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen gibt die nach Absatz 1 betroffenen Waren und 
die von der Kommission der Europäischen Gemein- 


schaften festgesetzten Ausgleichsbeträge im Bundes- 
anzeiger bekannt. 

§ 2 

Für die Entstehung der Angleicliungszollschuld 
steht die Abfertigung zur bleibenden Zollgutverwen- 
dung der Abfertigung zum freien Verkehr gleich. 

§ 3 

Der Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen 
kann auf Antrag den Angleichungszoll ganz oder 
zum Teil erlassen oder erstatten, wenn nachgewie- 
sen wird, daß für Waren der in Deutscher Mark ge- 
schuldete Rechnungsbetrag vor dem 10. Mai 1971 
fest vereinbart oder der in fremder Währung ge- 
schuldete Rechnungsbetrag vor diesem Zeitpunkt 
gezahlt worden ist. 

§ 4 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. IS. 1) in Verbindung mit § 89 des Zoll- 
gesetzes auch im Land Berlin. 

§ 5 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 12. Mai 
1971 in Kraft. 
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Begründung 


Irn Zusäirinieiiiiaay inil den währungspoiitischen 
Maßnahmen der Bundesregierung am 9. Mai 1971 
hat der Rat der Europäischen Gemeinschaften eine 
auf Artikel 103 EWG-Vertrag gestützte Verordnung 
erlassen, die der Bundesrepublik Deutschland die 
Erhebung einer Ausgleichsabgabe bei der Einfuhr 
bestimmter landwirtschaftlicher Produkte und deren 
Folgeerzeugnisse ab 12. Mai 1971 gestattet. Waren- 
kreis und Abgabenhöhe legt die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften fest. 

Durch die deutsche Verordnung über die Erhebung 
einer Ausgleichsabgabe zur Sicherung der deutschen 


Landwirtschatt macht die Bundesregierung von der 
Ermächtigung der EWG in vollem Umfang Gebrauch. 
Waren und Abgabensätze werden jeweils entspre- 
chend den Entscheidungen der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften im Bundesanzeiger be- 
kanntgegeben. 

Für sog. Altkontrakte vor der Einführung der deut- 
schen währungspolitischen Maßnahmen wird der 
Bundesminisler für Wirtschaft und Finanzen ermäch- 
tigt, von der Erhebung der Abgabe im Hinblick auf 
die noch ohne Berücksichtigung der Entwicklung 
abgeschlossenen Verträge Abstand zu nehmen. 
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